
r a t s - V O vom 21.10.1944, an deren Gültigkeit kein 
Zweifel besteht, wurde — incidenter, da insoweit das 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Frage 
steht — festgestellt, daß nach einstimmiger Auffassung 
die weitere Beschwerde schon nach der jetzigen Rechts­
lage zulässig ist, während die Herabsetzung der Be­
schwerdesumme auf einen angemessenen Betrag nur 
auf dem Wege der Gesetzgebung geschehen kann und 
durch VO der Deutschen Justizverwaltung verwirklicht 
werden wird. Auf dem gleichen Wege schließlich wird 
die Frage der weiteren Anwendbarkeit des Gesetzes 
über die M i t w i r k u n g  d e s  S t a a t s a n w a l t s  
in bürgerlichen Rechtssachen vom 15.7.1941 geregelt 
werden müssen, da sich für sie — als einziges der 
vielen zur Debatte stehenden Probleme! — eine ein­
stimmige Lösung nicht erreichen ließ.

Schon diese kurze Übersicht wird genügen, um die 
große Bedeutung der hier geleisteten Arbeit für die 
einheitliche Rechtsanwendung innerhalb der sowjeti­
schen Besatzungszone erkennen zu lassen. Es ist nicht 
nur die Deutsche Justizverwaltung, sondern die ge­
samte Justiz der Ostzone und darüber hinaus die All­
gemeinheit, die den LandesjustizVerwaltungen für ihre 
Einsicht in die Notwendigkeit dieser Arbeit und für 
die bewußte Zurückstellung landschaftlicher Sonder­
wünsche im Interesse dieses Zieles großen Dank 
schuldet.

Einheitliches Strafverfahrensrecht 
für die sowjetische Besatzungszone

Von Wolfgang Weiss,
Dirigent in der Deutschen Justizverwaltung

I.
Wer die zahlreichen Änderungen kennt, die das 

Strafverfahrensrecht in der Zeit von 1933 bis 1945 
erfahren hat, wird verstehen, daß es für die Richter, 
die nach dem 8.5.1945 eine Tätigkeit in der Straf­
justiz aufnahmen, nicht möglich war, dieses Recht so 
anzuwenden, wie es bei dem Zusammenbruch des 
Hitlerregimes formell in Geltung war. Denn ein er­
heblicher Teil der in den Jahren von 1933 bis 1945 
auf diesem Gebiet ergangenen Vorschriften beruhte 
eindeutig auf nationalsozialistischem Rechtsdenken 
und beeinträchtigte insbesondere die Rechte des An­
geklagten in untragbarem Maße.

Angesichts dieser Situation wurden die verschieden­
sten Vorschläge darüber gemacht, in welcher Fassung das 
Strafverfahrensrecht nun angewendet werden sollte. Man 
vertrat den Standpunkt, es sei notwendig, ganz allge­
mein zu dem Rechtszustand vom 30. Januar 1933 zurück­
zukehren, und vergaß dabei, daß ein Teil der nach 
1933 ergangenen Novellen nur die gesetzgeberische 
Vollendung dessen war, was durch die Reformarbeiten 
aus der Zeit vor 1933 vorbereitet worden war. Man 
machte in der Erkenntnis, daß eine völlige Übernahme 
des Rechtszustandes vom 8. 5. 1945 jedenfalls nicht 
möglich sei, den Versuch, den Richter nur anzuweisen, 
von der Anwendung typisch nationalsozialistischer 
Rechtssätze Abstand zu nehmen, im übrigen aber sei­
ner Rechtsanwendung den Zustand vom 8. 5.1945 zu­
grunde zu legen. Doch führte dies, mochte es auch für 
die erste Zeit eine tragbare Faustregel sein, notwendi­
gerweise zu einer Rechtsuneinheitlichkeit, da es bei 
manchen Vorschriften durchaus zweifelhaft sein konnte, 
ob sie nazistischen Charakters sind oder nicht.

Der Weg, der in den einzelnen Besatzungszonen auf 
diesem Gebiet beschritten worden ist, war ebenfalls 
recht verschieden. Den Gerichten der britischen Be­
satzungszone wurden unmittelbar nach dem Einzug 
der Besatzungstruppen, als die deutsche Gerichtsbar­
keit wieder zugelassen wurde, die allgemeinen Anwei­
sungen für Richter Nr. 2 übergeben, denen die Texte 
der Strafprozeßordnung und des strafprozessualen 
Teils des Gerichtsverfassungsgesetzes beigefügt waren, 
die, wie es in den Anweisungen hieß, „zum Gebrauch 
in Strafverfahren vor allen ordentlichen deutschen 
Gerichten bestimmt“ waren, und zwar „während einer 
Übergangszeit, deren Dauer von der Militärregierung 
festgesetzt wird.“ In den Ländern der amerikanischen 
Besatzungszone wurde Anfang des Jahres 1946 in 
nahezu gleichlautender Form die Strafrechtspflegeord­
nung 1946 veröffentlicht, die ebenfalls die Strafprozeß­
ordnung und den strafprozessualen Teil des Gerichts­

verfassungsgesetzes enthielt. In der französischen Zone 
ging man einen anderen Weg. Hier wurde mit Er­
mächtigung der Militärregierung in den einzelnen 
Ländern Mitte des Jahres 1946 eine gleichlautende 
Rechtsanordnung über Gerichtsverfassung und Ver­
fahren erlassen, die die vorher von dem Administrateur 
General erlassenen Instruktionen an die deutschen 
Gerichte über die Anwendung und die Ausführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 4 ablöste und das Verfahrens­
recht in der Weise neu regelte, daß sie im einzelnen 
die Vorschriften der Verfahrensgesetze aufführte, die 
gegenüber dem grundsätzlich maßgeblichen Rechts­
zustand vom 8. 5.1945 in veränderter Form angewendet 
werden sollten1).

In der sowjetischen Besatzungszone wurde von einer 
entsprechenden gesetzlichen Regelung abgesehen. Hier 
wurden zunächst von einzelnen Ländern, so insbeson­
dere von Sachsen und Brandenburg, aber auch von 
Sachsen-Anhalt Erlasse herausgegeben, die sich im 
einzelnen darüber verhielten, welche Vorschriften des 
Strafverfahrensrechtes weiter anzuwenden seien und 
welche nicht. Charakteristisch ist die VO der Provinz 
Sachsen vom 6. 2.1946 (VOB1.1946 S. 306), die besagt, 
daß in der Provinz Sachsen die Gesetze im Regelfall 
in der Fassung anzuwenden seien, wie sie vor dem 
30.1.1933 galten, daß aber die nach diesem Tag erlasse­
nen Vorschriften insoweit Geltung hätten, als sie das 
Ergebnis einer von nationalsozialistischen Gedanken 
unabhängigen Rechtsentwicklung sind. Hierbei wurden 
die Gerichte verpflichtet, die Anwendung solchen 
Rechtes, das nach dem 30.1.1933 gesetzt worden ist, 
besonders zu begründen. Bezeichnend für die Eigenart 
der Rechtsentwicklung nach 1945 ist es auch, daß für 
das Land Thüringen der Entwurf einer Neufassung der 
Strafprozeßordnung ausgearbeitet und den Gerichten 
zur Beachtung empfohlen wurde, und zwar mit dem 
Ergebnis, daß die Gerichte Thüringens in aller Regel 
diesen Entwurf als für sie maßgebliche gesetzliche 
Grundlage ansehen1 2 3).

Im Zonenmaßstab wurde für das Gebiet der sowje­
tischen Besatzungszone der erste Versuch einer Ver­
einheitlichung des Strafverfahrensrechtes auf zwei 
Länderkonferenzen gemacht, die im Dezember 1946 
und im April 1947 bei der Deutschen Justizverwaltung 
stattfanden. Das Ergebnis dieser Konferenzen war, daß 
entsprechend dem Vorschlag der Deutschen Justiz­
verwaltung Einigkeit darüber erzielt wurde, daß für 
das Gebiet des Strafverfahrensrechtes grundsätzlich 
von dem Rechtszustand auszugehen sei, der am 30.1. 
1933 galt. Von den nach diesem Zeitpunkt erlassenen 
gesetzlichen Vorschriften sollten lediglich weiter an­
gewendet werden

a) das Ausführungsgesetz zum Gewohnheitsver­
brechergesetz vom 24. 11.1933,

b) das Gesetz zur Einschränkung der Eide im Straf­
verfahren vom 24.11.1933,

c) Art. III, §§ 28 bis 31 der ZuständigkeitsVO vom
21. 2.1940 (Schnellverfahren),

d) § 23 der VO vom 1. 9.1939 und Art. 3 der VO vom
13. 8.1942 (Strafbefehl).

Hierbei war man sich darüber im klaren, daß dies 
nicht die einzigen nach 1933 erlassenen Vorschriften 
nicht nazistischer Natur waren, daß vielmehr auf diese 
Weise eine Anzahl ebenfalls nicht nazistischer Be­
stimmungen von der weiteren Anwendung ausge­
schlossen wurden. Man entschloß sich trotzdem zu einer 
solchen Regelung, um in einer Zeit, in der aus den 
von Nathan oben3) erwähnten Gründen eine einheit­
liche Gesetzgebung für die sowjetische Besatzungszone 
nicht in Betracht kam, zunächst einmal einen möglichst 
klaren Rechtszustand herbeizuführen. Das wäre aber 
nicht zu erreichen gewesen, hätte man zu jeder der 
zahlreichen, nach 1933 erlassenen Vorschriften eine Er­
klärung darüber abgegeben, ob sie weiter anwendbar 
sei oder nicht.

Diese innere Unkonsequenz war wohl die Ursache 
dafür, daß es trotz dem Einverständnis, das auf der

1) Vgl. hierzu die Darstellungen des Rechtszustandes in den 
westlichen Besatzungszonen in „Neue Justiz“ 1947 S. 45, S. 68 
und S. 110.

2) Vor kurzem ist der Text dieses Entwurfs mit dem Titel 
„Die in Thüringen angewandte Fassung der Strafprozeßord­
nung“ ohne Hinweis auf den Gesetzgeber oder auch nur den 
Herausgeber sogar im Druck erschienen.

3) Seite 218
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